
Pflicht, den Gesundheits- und Arbeitsschutz im jeweili­
gen Verantwortungsbereich zu sichern, folgt seine per­
sönliche Verpflichtung, sich das Wissen über die für 
das konkrete Arbeitsgebiet maßgebenden arbeitsschutz- 
rechtlichen Bestimmungen zu verschaffen und es stän­
dig zu vervollkommnen. Die Anleitung und Kontrolle 
durch die übergeordneten leitenden Mitarbeiter ist eine 
wichtige Voraussetzung für die Vermittlung dieses 
Wissens, befreit den einzelnen leitenden Mitarbeiter 
aber nicht von der persönlichen Verpflichtung, aus ei­
gener Initiative um die Aneignung und Vervollständi­
gung seines Wissens bemüht zu sein. Auf dem Gebiet 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes hat ein nachgeord- 
neter Leiter in allen Fragen, die in seine Verantwortung 
fallen, Entscheidungen zu treffen, soweit sie nicht be­
reits von einem übergeordneten Leiter entschieden wur­
den. Werden von einem übergeordneten Leiter Pflichten 
nicht in vollem Umfang oder gar nicht wahrgenommen, 
so entbindet dies den Arbeitsschutzverantwortlichen 
nicht von seiner Pflicht, in seinem Verantwortungsbe­
reich die vorhandenen Gefahren zu beseitigen oder zu­
mindest möglichst wenig wirksam werden zu lassen. Er 
hat alle dazu notwendigen Entscheidungen zu treffen. 
Der Angeklagte F. kann sich nicht durch das bestehende 
Unterstellungsverhältnis gegenüber dem Angeklagten 
K. entlasten, weil er eigene Verantwortung zu realisie­
ren hatte (vgL OG, Urteil vom 27. November 1969 — 2 Ust 
21/69 - NJ 1970 S. 85).
Der Angeklagte F. hätte somit selbständig die erforder­
lichen Weisungen zur Arbeitsvorbereitung und Arbeits­
durchführung und zu den dabei zu beachtenden Sicher­
heitsbestimmungen geben müssen. Das Kreisgericht hat 
zutreffend festgestellt, daß der Angeklagte F. keine Wei­
sungen gegeben hat, welche Arbeiten als sog. vorberei­
tende Arbeiten verrichtet werden sollten. Auch wenn 
Arbeitskräfte mit der Ausführung von Instandsetzungs­
arbeiten beauftragt werden, denen solche Arbeiten nicht 
völlig fremd sind, sind auf Grund der konkreten Um­
stände (hier: die notwendige Abdeckung der Aufzugs­
grube, die gleichzeitig als Arbeitsbühne verwendet wer­
den sollte, und die ggf. erforderliche Verwendung von 
Fallschutzmitteln) eindeutige Weisungen zu erteilen. 
Diese Weisungen sind grundsätzlich vor Beginn der Ar­
beiten zu geben.

Nach § 10 Abs. 1 ASchVO sind die Werktätigen durch die 
verantwortlichen leitenden Mitarbeiter bei Veränderung 
der Bedingungen am Arbeitsplatz über ihre Pflichten im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz zu belehren. Solche ver­
änderten Arbeitsbedingungen lagen für die eingesetzten 
Werktätigen bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Instandsetzungsarbeiten vor. Auch nach § 2 Abs. 2 
der ABAO 7 wird von den Arbeitsschutzverantwortli­
chen verlangt, daß sie die Werktätigen vor Beginn der 
Instandsetzungsarbeiten über Eigenheiten oder be­
sondere Gefahrenmerkmale der Arbeitsstätten und Be­
triebsanlagen und damit verbunden über die zu beach­
tenden Sicherheitsbestimmungen belehren. Die Beleh­
rung der Werktätigen ist also — wie die gesamte Durch­
setzung und Durchführung des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes — ein Teil der sorgfältigen und gewissen­
haften Vorbereitung des gesamten Arbeitsprozesses. Die 
Belehrung der Werktätigen hat daher grundsätzlich vor 
Beginn der Instandsetzungsarbeiten zu erfolgen. Im 
konkreten Fall sind zu diesen Arbeiten auch die sog. 
Vorbereitungsarbeiten zu rechnen, da diese sich bereits 
unmittelbar an der Arbeitsstelle für die Instandset­
zungsarbeiten vollzogen. Darüber hinaus ist im vorlie­
genden Verfahren zu beachten, daß die Angeklagten 
keine Weisung zur Art und zum Umfang der Arbeiten 
gaben.
Die vom Bezirksgericht zur Begründung des Schuldaus­

schlusses bezekhnete Art-und der Umfang der Vorbe­
reitungsarbeiten findet in dem rechtskräftig festgestell­
ten Sachverhalt keine Stütze. Der Auffassung des Be­
zirksgerichts, daß am Freitag von den mit den Repara­
turarbeiten beauftragten Werktätigen lediglich das 
Werkzeug, das Schweißgerät und Baumaterial her­
angeschafft und der Arbeitsplatz gesichert werden sollte, 
steht entgegen, daß die Angeklagten diesen Werktäti­
gen vor Beginn der Arbeiten bereits den nach § 3 Abs. 1 
der ABAO 615/1 — Schweißen, Schneiden und ähnliche 
Verfahren — vom 15. April 1967 (GBl. II S. 213) erfor­
derlichen Schweißerlaubnisschein übergaben. Dieser 
Schweißerlaubnisschein war für die vom Bezirksge­
richt genannten Afbeiten am Freitag nicht erforderlich. 
Sollten die Schweißarbeiten tatsächlich erst am Sonn­
abend beginnen, hätte der Angeklagte F., der bei den 
Arbeiten am Sonnabend zugegen sein wollte, diesen 
Erlaubnisschein erst zu Beginn der Arbeiten aushändi­
gen können, zumal erst dann exakt eine Einschätzung 
der Brand- und Explosionsgefahren möglich gewesen 
wäre. Die vom Bezirksgericht entgegen den tatsächlichen 

- Bedingungen vorgenommene Trennung dieser Instand­
setzungsarbeiten in Vorbereitungsarbeiten und Aus­
führung der Reparatur hat auch dazu geführt, daß es 
entgegen seiner eigenen Feststellung nicht beachtet hat, 
daß eine der Ursachen des Unfalls die ungenügende 
Sicherung des Arbeitsplatzes war. Die Sicherung des 
Arbeitsplatzes war aber auch nach seiner eigenen Ein­
schätzung eine der am Freitag zu verrichtenden Arbei­
ten. Bei konkreten Weisungen über die Sicherung des 
Arbeitsplatzes und zweckentsprechender Belehrung wä­
ren selbst unter der Betrachtungsweise des Bezirksge­
richts wesentliche Ursachen für den Unfall beseitigt 
worden.
Das Bezirksgericht hat unzulässigerweise die gesamte 
Planung, Vorbereitung und Ausführung der Instandset­
zungsarbeiten in einzelne Phasen zerlegt und ist des­
halb zu einer fehlerhaften Einschätzung der notwendi­
gen Belehrung der eingesetzten Werktätigen gekommen. 
Die Belehrung muß ein Teil der Maßnahmen zur Ge­
währleistung der Arbeitssicherheit an diesem bestimm­
ten Arbeitsplatz sein. Daraus ergibt sich, daß die nach 
§ 10 Abs. 1 ASchVO erforderliche Belehrung bei Verän­
derung der Bedingungen am Arbeitsplatz vor Aufnahme 
der Arbeiten an dieser Arbeitsstelle erfolgen muß, 
sich also u. a. auch darauf beziehen muß, welche Siche­
rungsmaßnahmen an der Arbeitsstelle anzuwenden sind 
und welche Körperschutzmittel und Fallschutzmittel zu 
verwenden sind (vgl. OG, Urteil vom 18. Dezember 1965
— 2 Ust 19/65 — NJ 1966 S. 341). Diese notwendige Be­
lehrung ist vom Angeklagten K. nicht veranlaßt und 
vom Angeklagten F. am Freitag nicht vorgenommen 
worden, obwohl sie dazu in der Lage gewesen wären.

Wenn das Bezirksgericht ferner die Auffassung ver­
tritt, daß der Angeklagte F. auch deshalb auf die Be­
lehrung am Freitag verzichten konnte, weil es sich bei 
den eingesetzten Werktätigen um zuverlässige Arbeiter 
handelte, die mit diesen Arbeiten vertraut waren, hat 
es dabei die ständige Rechtsprechung des Obersten Ge­
richts zu dieser Frage nicht beachtet. Das Oberste Ge­
richt hat bereits mit seinem Urteil vom 25. Juni 1964
— 2 Ust 15/64 — (NJ 1965 S. 156) hervorgehoben, daß 
Arbeitsschutzbelehrungen bei Übernahme einer anderen 
Tätigkeit oder Veränderung der Bedingungen am Ar­
beitsplatz auch dann durchzuführen sind, wenn die 
Werktätigen bereits in der gleichen Funktion gearbei­
tet haben und über theoretische und praktische Erfah­
rungen auf ihrem Arbeitsgebiet verfügen.

Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts hat das 
Kreisgericht zutreffend festgestellt, daß die Angeklag­
ten die ihnen zur Gewährleistung des Gesundheits- und
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